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			Parlament für Abkommen 

			165 Abgeordnete stimmen für Zahlung an Holdouts
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			Vor dem Kongress gab es Demos gegen das Abkommen mit den Holdouts. (Foto: AP)

			Buenos Aires (AT/mc) – Es war eine echte Marathonsitzung: 20 Stunden lang debattierten die Mitglieder des Abgeordnetenhauses, ehe am Mittwochmorgen um 8.30 Uhr feststand: Präsident Mauricio Macri hat im Unterhaus des Kongresses eine Mehrheit für das Abkommen mit den Holdouts im Schuldenstreit. Nun muss allerdings noch der Senat zustimmen.

			Am Ende stimmten 165 Abgeordnete für die Zahlung von rund 12 Milliarden US-Dollar an die Hedgefonds, die vor US-Gerichten gegen den argentinischen Staat obsiegt hatten. Das von der Regierung eingebrachte Projekt umfasst zudem die Aufhebung von Gesetzen aus der Kirchner-Zeit, die einer Schuldenzahlung an die hartnäckigen Umschuldungsverweigerer in New York im Wege standen. 

			Macri erhielt somit deutlich mehr Stimmen als die seiner Regierungskoalition, die es im Abgeordnetenhaus nur auf 90 Sitze bringt. Unterstützung erhielt er von Sergio Massas Erneuerungsfront sowie von den abtrünnigen Peronisten, die sich um den einstigen ANSES-Chef Diego Bossio gruppieren. 86 Parlamentarier – vor allem aus den Reihen der Kirchner-treuen „Siegesfront“ und der politischen Linken - stimmten dagegen.

			Für die „Siegesfront“ war die Sitzung in mehrfacher Hinsicht eine Niederlage. Zunächst gelang es ihr nicht, das Zustandekommen der Debatte zu verhindern, da das notwendige Quorum auch ohne sie erreicht wurde. Dann scheiterte sie mit dem Versuch, die Sitzung zu suspendieren und stattdessen eine Volksbefragung zu dem Thema durchzuführen. Schließlich gab es nach 20 Stunden die Abstimmungsniederlage. Diese stellt gleichzeitig den ersten wichtigen Sieg Macris im Kongress dar. Der neue Staatschef ist aufgrund der Mehrheitsverhältnisse im Parlament darauf angewiesen, auch außerhalb des eigenen Lagers um Unterstützung zu werben.

			Die Regierungskoalition „Cambiemos“ begründete ihr Projekt mit der Einsicht in die Notwendigkeit, dass Argentinien der Zugang zum internationalen Geldmarkt versperrt bliebe, sollte es zu keinem Ausgleich mit den Hedgefonds kommen. Fraktionschef Mario Negri konstatierte zudem, dass die einstige Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner dem Land mit ihrer Verweigerungshaltung gegenüber den Schuldnern in New York, die sie als „Geier“ schmähte, viel Geld gekostet habe.

			Für die „Siegesfront“ beklagte Fraktionschef Héctor Recalde, dass das geplante Abkommen immer noch keine Rechtssicherheit schaffe. Er monierte zudem, dass der jetzige Vorschlag für die Holdouts um das Dreifache besser sei als das, was den Gläubigern bei den bisherigen Umschuldungen 2005 und 2010 gewährt worden war.

			Sein Debüt als als Parlamentsdebattenredner gab Máximo Kirchner. Der Präsidentensohn schlug überraschend milde Töne an. Er räumte ein, dass man die Problematik nicht auf die schlichte Formel „Vaterland oder Geierfonds“ reduzieren könne. Gleichzeitig forderte Kirchner die Regierung aber auf, nachzuverhandeln und ein besseres Ergebnis für Argentinien zu erzielen. Durch die Presse gingen Bilder Kirchners, wie er bei der Marathonsitzung kurzzeitig schlief.

			Schon am Mittwoch begannen dann die Gespräche im Senat, wo Wirtschaftsminister Alfonso Prat-Gay derzeit Überzeugungsarbeit leisten muss. Im Oberhaus hat das Kirchner-Lager zwar eine komfortable Mehrheit. Jedoch könnten manche Gouverneure darauf drängen, dass ihre jeweiligen Provinzen für das Abkommen stimmen. Auch hat Miguel Pichetto, der Fraktions-

			chef der „Siegesfront“ im Senat, bereits Verhandlungsbereitschaft angedeutet.

			Viel Zeit bleibt indes nicht. Die Frist, die der New Yorker Richter Thomas Griesa gesetzt hat, läuft am 14. April aus. Sollte der Senat noch Änderungswünsche haben, könnte es knapp werden.
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			Chinesisches Schiff versenkt 

			Peking protestiert nach Vorfall im Südatlantik
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			Das Fischereischiff “Lu Yan Yuan Yu 10” wurde versenkt. (Foto: AP)

			Buenos Aires/Peking (dpa/mc) - Die argentinische Küstenwache hat ein chinesisches Fischereischiff im Südatlantik innerhalb der 200-Meilen-Grenze versenkt. Die Besatzung sei gerettet worden, teilte die Küstenwache mit. Chinas Außenministerium protestierte gegen die Gewaltanwendung und äußerte “ernste Besorgnis”. Der Sprecher Lu Kang forderte in Peking eine Untersuchung des Vorfalls und den Schutz der Rechte der Seeleute. Er rief die argentinische Seite auf, wirksame Maßnahmen zu ergreifen, damit sich so ein Zwischenfall nicht wiederhole.

			Das argentinische Ministerium für innere Sicherheit und Grenzschutz erklärte, das 66 Meter lange Schiff “Lu Yan Yuan Yu 10” sei am Sonntag von einem Schiff der Küstenwache beim illegalen Fischfang vor der Küste Patagoniens erwischt worden. Mehrere Aufforderungen zum Beidrehen habe es ignoriert. Stattdessen habe das chinesische Schiff versucht, das Küstenschutzboot zu rammen und in internationale Gewässer zu entkommen. Daraufhin sei am Montag zunächst vor den Bug geschossen worden. Als sich das Schiff auch dadurch nicht stoppen ließ, sei das Schiff beschossen und versenkt worden.

			Die meisten Besatzungsmitglieder seien von einem anderen chinesischen Fischfangschiff übernommen worden. Nur der Kapitän und drei weitere Besatzungsmitglieder wurden nach diesen Angaben von den Argentiniern aus dem Meer gerettet. Sie sollten auf Anweisung eines Bundesrichters in den Hafen Puerto Madryn gebracht werden. Dem Kapitän droht ein Strafverfahren in Argentinien. Das Land beansprucht eine 200-Meilen-Zone als seine Wirtschaftszone. Seit 1990 sind 19 ausländische Fischereischiffe von der Küstenwache aufgebracht worden.
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			Die Woche in Argentinien

			AFIP vs. López

			Dem Unternehmer Cristóbal López steht gerichtlicher Ärger ins Haus. Wegen des Verdachts auf Insolvenzbetrug hat die Steuerbehörde AFIP Strafanzeige gegen den 60-jährigen Geschäftsmann erstattet, der als Günstling des Präsidenten-Ehepaars Kirchner galt. Die AFIP geht davon aus, dass López bzw. dessen Firmengruppe „Indalo“ den Konkurs der ihr zugehörigen Ölfirma Oil Combustibles herbeigeführt habe, um den Fiskus um 8 Milliarden Pesos zu prellen. Es geht um Gelder, die das Unternehmen beim Benzinverkauf kassiert und eigentlich gleich an den Fiskus hätte weiterleiten sollen. Die möglicherweise mit Duldung der Kirchner-Regierung erreichten finanziellen Vorteile habe López dann zum Ausbau seiner Presseunternehmen nutzen können, so der Vorwurf. Dies wiederum hätte dazu gedient, Propaganda im Sinne der Kirchners zu machen. Die „Indalo“-Gruppe umfasst Unternehmen im Glücksspiel, im Baugewerbe und im Mediengeschäft. In Letzterem ist López unter anderen mit dem TV-Sender „C5N“ und den Zeitungen „Ámbito Financiero“ und „Buenos Aires Herald“ vertreten. (Siehe auch Wirtschaft)

			Barrick Gold bestraft 

			Das kanadische Bergbauunternehmen Barrick Gold muss wegen Umweltverschmutzung in Argentinien eine Geldstrafe von umgerechnet knapp neun Millionen Euro zahlen. Die Regierung der Provinz San Juan befand am vorigen Freitag, dass der Goldminenbetreiber für das Auslaufen von einer Million Liter mit Cyanid belasteten Wassers im Tagebau von Veladero verantwortlich sei. Barrick gab in einer Mitteilung zu, dass sich der Vorfall im September 2015 ereignet habe. Das Unternehmen habe bereits verstärkte Sicherheitsmaßnahmen ergriffen, um neue Umweltschäden zu vermeiden. Ein Richter hatte indes am Vortag gegen neun mutmaßliche Verantwortliche einen Prozess wegen Fahrlässigkeit eröffnet, wie die Zeitung „La Nación“ berichtete. Im Tagebau auf über 4000 Meter Höhe in den Anden, an der Grenze zu Chile, wurden 2015 insgesamt 600.000 Unzen Gold gewonnen.

			Beliebte Haustiere

			In Buenos Aires hat jeder zweiter Haushalt ein Haustier. Dies geht aus Zahlen hervor, die das städtische Statistikamt jetzt veröffentlichte. Demnach gibt es alleine mehr als 430.000 Hunde und 250.000 Katzen in der Stadt. Die meisten Hunde gibt es in Kommune 9 (Liniers, Mataderos, Parque Avellaneda), wo 24 bellende Vierbeiner auf je 100 Leute kommen. In Kommune 15 (Agronomía, Chacarita, Parque Chas, Paternal, Villa Crespo, Villa Ortúzar) sind Katzen hingegen besonders beliebt. Auf 100 Einwohner kommen zwölf. Wie die Daten zeigen, sind mehr als die Hälfte der Hunde in der Stadt reinrassig. Bei Katzen hingegen liegt der Anteil nur bei 20 Prozent. Viele der reinrassigen Haustiere sind in den nördlichen Zonen der Stadt (Recoleta und Palermo) zu Hause. Andererseits sind dies aber die Stadtviertel, wo es prozentual am wenigsten Haustiere gibt: In Palermo kommen auf 100 Menschen nur 14 Hunde. In Recoleta sind es pro 100 Personen nur fünf Katzen.

			USA sollen Geheimarchive öffnen 

			Präsident Mauricio Macri will seinen US-Kollegen Barack Obama bei dessen Besuch in Buenos Aires um eine Öffnung der US-Geheimarchive über die Militärdiktatur bitten. Das werde eines der Gesprächsthemen sein, sagte der Beauftragte für Menschenrechte, Claudio Avruj, der Zeitung „La Nación“. Obama reist am kommenden Mittwoch von Kuba aus nach Argentinien, der Tag darauf ist der 40. Jahrestag des Sturzes der Präsidentin Isabel Perón durch das Militär. Tausende Menschen starben oder verschwanden in der Zeit der Militärjunta von 1976 bis 1983. Zu Zeiten des Kalten Krieges unterstützten die USA in Lateinamerika wiederholt diktatorische Regime, um linke Bestrebungen zu bekämpfen und um ein „zweites Kuba“ zu verhindern.

			Wirbel um Touristen-Mord

			Nach dem Mord an zwei Argentinierinnen in Ecuador ist die Tourismus-Sekretärin des Andenlandes zurückgetreten, weil sie die Opfer als leichtsinnig bezeichnet hatte. Die Staatssekretärin Cristina Rivadeneira hatte der Deutschen Presse-Agentur am Rande der Tourismusmesse ITB in Berlin gesagt: „Das musste ihnen früher oder später passieren.“ Die Frauen seien getrampt - ihre Leichen waren bei einem Strand in Montañita an der Pazifikküste gefunden worden. Die Aussagen der Staatssekretärin lösten eine Welle der Entrüstung aus. Rivadeneira kündigte vor wenigen Tagen ihren Rücktritt über Twitter an und entschuldigte sich bei den Angehörigen der Ermordeten

			Demo in Berlin für Milagro Sala

			Argentinische Politik bestimmte vor wenigen Tagen die Szenerie vor dem Brandenburger Tor in Berlin. Rund 100 Personen der argentinischen Gemeinschaft in Deutschland hatten sich an dem symbolträchtigen Ort eingefunden, um die Freilassung von Milagro Sala zu fordern. Die Anführerin der Organisation Tupac Amaru wurde Mitte Januar in Jujuy festgenommen, nachdem sie und ihre Mitstreiter gegen Maßnahmen der neuen Provinzregierung von Gouverneur Gerardo Morales protestiert hatten (wir berichteten). Die Demonstranten in Berlin brandmarkten die Verhaftung Salas, als „klaren Versuch, die Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung zu kriminalisieren“. Unter dem Schlagwort „Schluss mit der Repression in Argentinien“ kritisierten sie auch die jüngsten Entlassungen im öffentlichen Dienst, die Präsident Mauricio Macri veranlasst hat. Was Milagro Sala betrifft, gibt es derzeit keinerlei Anzeichen, dass sich die Situation entspannen könnte. Im Gegenteil: Gouverneur Morales trat in einer  Sendung von „America TV“ noch einmal kräftig nach, indem er Sala als „Kriminelle“ bezeichnete. Diese habe nicht nur öffentliche Gelder unterschlagen, sondern sei auch indirekt für mehrere Tötungsdelikte verantwortlich. „Sie ist von einer Sozialaktivistin zur Führerin der schlimmsten Mafia in Jujuy mutiert“, so Morales über die Frau, die zuletzt moralische Unterstützung von Papst Franziskus erfuhr. (AT/mc/dpa/jk)
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			90 Tage

			Präsident Mauricio Macri hat seine ersten 90 Tage im Amt glimpflich überstanden. Er war bekanntlich mit über 12 Millionen Stimmen gewählt worden, aber sein Vorsprung gegenüber Daniel Scioli, damals Gouverneur der maßgebenden Provinz Buenos Aires, war recht knapp. Sciolis Niederlage bestätigte den argentinischen Fluch, wonach kein Gouverneur der Provinz gewählter Präsident wurde.

			Inzwischen zeigen die Meinungsumfragen, dass Macri seine Beliebtheit im Land auf 60 bis 70 Prozent der Befragten erhöht hat, obwohl die Inflation noch nicht beherrscht werden konnte. Sprecher seiner Regierung hoffen, dass die Inflation in der zweiten Jahreshälfte auf unter 25 Prozent im Jahr abnehmen wird, was freilich abzuwarten ist, zumal die Gesamtarbeitsverträge zwischen Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden noch nicht abgeschlossen sind. Auf Arbeitnehmerseite besteht die Furcht, dass hohe Lohnzunahmen die obwaltende Arbeitslosigkeit erhöhen können.

			Macri zeigte sich einem Pressegespräch mit dem Journalisten Luis Majul im Garten der Präsidentschaftsresidenz von Olivos am vergangenen Sonntag zuversichtlich, dass es ihm gelingen wird, die Arbeitslosigkeit im Griff zu behalten. Das sei der Grund, weshalb Macri in Sachen Inflationsbekämpfung schrittweise vorgehe. Die Alternative sei laut Macri, entweder die Inflation schrittweise zu bekämpfen oder eine brutale Anpassung (Spanisch „ajuste“) hinnehmen zu müssen, was füglich zu vermeiden sei.

			Macri Beliebheit im Volk ist inzwischen höher als seine Stimmenanzahl bei den Präsidentschaftswahlen vom Oktober, die knapp unter 50 Prozent lag.

			Macri empfängt Gouverneure, die allesamt einen höheren Anteil an den sogenannten Bundessteuern (Spanisch „impuestos coparticipados“) fordern, freilich zu Lasten des Anteils der Nationalregierung, dessen inflationstreibendes Defizit dann entsprechend höher ausfallen würde. Auch die Gouverneurin der Provinz Buenos Aires, María Eugenia Vidal, die der Macripartei PRO angehört, und zuletzt Vizeregierungschefin Macris in der autonomen Stadt Buenos Aires gewesen war, beklagt sich, dass der Anteil ihrer Provinz an diesen Bundessteuern viel geringer sei, als es der Provinz kraft ihrer Bevölkerung und ihres Anteils am Bruttoinlandsprodukt gebühre.

			Die meisten Provinzgouverneure, die sich zur Oppositionspartei Front für den Sieg (FPV) bekennen, unterstützen derweil die Ratifizierung im nationalen Kongress das Abkommens mit den sogenannten Holdouts, damit sie Zugang zum internationalen Finanzmarkt erhalten, ohne die obwaltenden Wucherzinsen bezahlen zu müssen. Insofern bemühen sich diese Gouverneure, die Einstellung der Deputierten und Senatoren ihrer Provinzen zur Ratifizierung des Vertrages mit den sogenannten „Holdouts“ zu beeinflussen, was sie als derzeitige Oppositionspartei nicht tun würden, wogegen Sergio Massa mit seiner Erneuerungsfront und Diego Bossio mit seiner abgespaltenen Fraktion der peronistischen Partei (PJ) offen bereit sind, die Regierungsinitiative im Kongress zu begleiten. All das trägt dazu bei, Präsident Macri in der Öffentlichkeit aufzuwerten, derweil der kirchnerfreundliche Kern der Opposition, im Volksmund genannt „La Cámpora“, deutlich an Einfluss verliert. Wenn zwei sich zanken, freut sich der Dritte, besagt das Sprichwort. Das hat wohl auch mit Macris Beliebheit zu tun.
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			Parteiensalat

			Von Stefan Kuhn

			Die Bürger haben entschieden, sie haben ein parteipolitisches Durcheinander angerichtet. Am Sonntag wurden in Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz und Sachsen-Anhalt neue Landesparlamente gewählt. Die Ministerpräsidenten bzw. -präsidentin, Winfried Kretschmann (Grüne), Malu Dreyer (SPD) und Reiner Haseloff (CDU), werden vermutlich im Amt bleiben, aber es wird in allen drei Bundesländern neue Regierungen geben. Die „klassischen“ Regierungskoalitionen Rot-Grün und Schwarz-Gelb, die sich an politischen Blöcken orientieren, sind passé. Selbst Schwarz-Rot bzw. Rot-Schwarz ist nur noch in Rheinland-Pfalz möglich. In Sachsen-Anhalt hat nicht einmal das Thüringer Modell, eine von der Linken geführte Regierung mit der SPD und den Grünen, eine Mehrheit. Das liegt an dem Einzug der rechtspopulistischen AfD in die drei Landesparlamente. Die Partei erreichte aus dem Stand zweistellige Ergebnisse, wurde in Sachsen-Anhalt mit über 24 Prozent der Stimmen zweitstärkste Partei und kam in den beiden anderen Ländern auf den dritten Platz.

			Glaubt man dem bayrischen Ministerpräsidenten Horst Seehofer (CSU) hat Angela Merkel Schuld an der Misere. Ihre Flüchtlingspolitik habe die AfD stark gemacht. Das ist sicher richtig, aber weniger richtig als Merkels Kurs. Dieser wurde von den politischen Gegnern in Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz mitgetragen. Sowohl Kretschmann als auch Dreyer gewannen die Wahlen. Die baden-württembergischen Grünen haben der CDU immerhin 107.000 Stimmen abgenommen, 190.000 Unionswähler wechselten zur AfD, die im „Ländle“ im Gegensatz zu Sachsen-Anhalt weniger die Ausländerkarte spielt, sondern ein europakritisches und wirtschaftsliberales Image pflegt. Das dürfte im Wahlkampf allerdings nicht so recht wahrgenommen worden sein. Rund 150.000 der 810.000 AfD-Wähler kamen aus der Gruppe der „Sonstigen“. Die stammen zur Mehrheit aus dem rechtsextremen Spektrum.

			In allen drei Ländern kam das Gros der AfD-Wähler von der Gruppe derer, die vor fünf Jahren nicht zu den Urnen gegangen sind. In Baden-Württemberg waren das 209.000, in Rheinland-Pfalz 80.000 und in Sachsen-Anhalt 101.000, das entspricht einem Anteil von etwa 25 Prozent im ersten, etwa 30 Prozent im zweiten und von 37 Prozent im dritten Bundesland an den AfD-Stimmen. In den westlichen Bundesländern stieg die Wahlbeteiligung um vier Prozent, in Sachsen Anhalt um zehn Prozent. Das ist zumindest ein positiver Effekt des AfD-Erfolgs. Ein weiterer ist, dass es sich bei den Wählern mehrheitlich um reine Protestwähler handelt. Nach einer Umfrage traut nur die Hälfte der AfD-Wähler der Partei zu, dass sie etwas bewegt. Protestparteien kommen und gehen, letzteres, wenn das Problem gelöst ist oder nicht mehr interessiert.

			Der AfD droht das Schicksal vieler Gruppierungen, die die politische Landschaft der Bundesrepublik Deutschland durcheinandergebracht haben. Man muss nur die rechtspopulistische Schill-Partei betrachten. Sie kam 2001 im liberalen Hamburg aus dem Stand auf 20 Prozent der Stimmen, drei Jahre später war sie verschwunden. Auch die Piraten, die vor fünf Jahren mit fast neun Prozent ins Berliner Abgeordnetenhaus gewählt wurden, sind wohl Geschichte. In den jüngsten Umfragen liegen sie nur noch bei drei Prozent.

			Die AfD hat das Potenzial, es diesen Parteien nach zu tun. Die Rechtspopulisten sind auch nach der Abspaltung ihres wirtschaftsliberalen Flügels noch zerstritten. Im Osten dominiert die Flüchtlingspolitik das Parteiprogramm. Dort versteht man unter Grenzsicherung auch den Schießbefehl. In anderen Landesverbänden führen Nationalkonservative und Europakritiker das Wort. Sie wollen rechtsextreme Hetzer aus der Partei werfen. Das mag löblich sein, aber die Personaldecke erheblich ausdünnen. Zudem dürfte die Wählerzahl drastisch zurückgehen. Eine Mehrheit der Wähler hat die AfD nicht trotz, sondern wegen ihrer fremdenfeindlichen Parolen gewählt.

			Dennoch hat die AfD auch Bestandschancen. Es ist erstaunlich, dass sich in Deutschland noch keine Partei etabliert hat, die Fremdenfeindlichkeit, Nationalismus und Europakritik auf ihre Fahnen geschrieben hat. In der Schweiz gibt es die SVP, in Österreich die FPÖ, in Frankreich die Nationale Front, in den Niederlanden die Partei von der Freiheit, in Dänemark die Dänische Volkspartei und in Polen die PiS - Parteien die zum Teil regieren, mitregieren oder die Regierung unterstützen.

			In Deutschland wurde dies bisher durch die starke Parteigebundenheit verhindert, doch die zeigt deutliche Auflösungserscheinungen. Heute geht es mehr denn je um Führungspersönlichkeiten. In Baden-Württemberg haben nicht die Grünen gewonnen, sondern Ministerpräsident Winfried Kretschmann; in Rheinland-Pfalz nicht die SPD, sondern Malu Dreyer. In Sachsen-Anhalt konnte Ministerpräsident Reiner Haseloff zumindest die Verluste in Grenzen halten. Abgestraft wurde in allen drei Ländern der kleinere Koalitionspartner.

			Für die Parteien der Politstars birgt dies eine große Gefahr. Mit Kretschmann sind die Grünen zur stärksten Partei im Ländle geworden. Sie haben 30,2 Prozent erreicht und 46 der 70 Wahlkreise direkt gewonnen. Ohne Kretschmann könnte die Partei schnell wieder unter die 20-Prozentmarke fallen. Die CDU hat 2011 in der SPD-Hochburg Hamburg nach drei Jahren 20 Prozentpunkte und die Regierungsverantwortung verloren, nachdem der beliebte Bürgermeister Ole von Beust zurückgetreten ist. Hamburg dürfte ein Hoffnungsschimmer für die baden-württembergische CDU sein. Dort gab es bis 2011 ein zehnjähriges CDU-Interregnum, seither regiert wieder die SPD. Die CDU kam bei den letzten Bürgerschaftswahlen vor einem Jahr auf bescheidene 15,9 Prozent. 2004 hatte sie mit Ole von Beust sagenhafte 47,2 Prozent erreicht.

			In Deutschland müssen sich die Bürger jetzt auf eine neue politische Farbenlehre einstellen. Inzwischen wird von einer Deutschland-Koalition (Schwarz-Rot-Gelb), von einer Kenia-Koalition (Schwarz-Rot-Grün) oder der unbeliebten Ampel (Rot-Grün-Gelb) geredet. In Baden-Württemberg ist Grün-Schwarz die wahrscheinlichste Option. Der Linke-Politiker Gregor Gysi denkt schon laut über Bündnisse seiner Partei mit der CDU nach. Tabu ist bisher nur die AfD.
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			Randglossen

			Der kirchnerfreundliche Unternehmer Cristóbal López, bekannt als „Zar des Spiels“, weil er die Glückspielautomaten in Palermo und anderswo kontrolliert, hat unter dem Schutz der Kichnerregierungen auch andere Geschäfte betrieben, von denen er sich unlängst getrennt hat. Inzwischen wurde bekannt, dass López seinen Steuerpflichten nicht nachgekommen ist und auch Einbehaltungen von Einkommenssteuern schuldig geblieben ist. Mit diesen Milliardenschulden finanzierte López seine verschiedenen Unternehmen, darunter auch die Tageszeitungen Ambito Financiero und The Buenos Aires Herald. Der Zusammenbruch dieses Geldimperiums zeigt deutlich, dass er den Schutz der Macri-Regierung nicht genießt, die sich für Gesetz und Ordnung verpflichtet hat und Steuersünder nicht wie unter den Kirchnerregierungen schützt.

			Ein Fischereischiff unter chinesischer Flagge wurde von der argentinischen Präfektur aufgefordert, die sogenannte Schutzzone, wo fremde Fischerei verboten ist, zu verlassen. Statt dessen versuchte das chinesische Schiff das Boot der argentinischen Küstenwache zu rammen, das diesem illegalen Versuch entwischte und eine Katastrophe verhinderte. Versuche von Fischereischiffen unter landesfremden Flaggen hat es wiederholt gegeben. Entweder entwischten sie oder wurden von der Küstenwache beschlagnahmt, bis sie die fälligen Bußgelder entrichtet haben. Dieser Buße zu entgehen, indem ein Präfekturschiff gerammt werden sollte, ist entschieden neu und zeigt, wie unverantwortlich dieses Fischereischiff mit chinesischer Flagge gehandelt hat. Zum Glück wurde eine Katastrophe vermieden, die möglicherweise Menschenleben gekostet hätte. 

			Alle reden vom Wahlerfolg der AfD. Wir auch. Aber wir wollen auch den Erfolg der FDP nicht vergessen, denn er ist die eigentliche Überraschung der Wahlen vom Sonntag. Die Liberalen sind bequem in zwei Landtage eingezogen und haben nur in Sachsen-Anhalt die Fünfprozenthürde knapp verfehlt. Warum in aller Welt braucht man in dem ganzen Parteienwirrwarr noch eine kleine liberale Partei? Bürgerlich-liberale Themen werden von den Grünen inzwischen besser vertreten, sozialliberale von den Sozialdemokraten, wirtschafts- oder nationalliberale von der AfD oder ihrem Spaltprodukt ALFA. Und die CDU müsste schäumen, weil der natürliche Koalitionspartner den konservativ-liberalen Block nicht stärkt, sondern ihr nur Stimmen klaut.

			In Baden-Württemberg leben rund 1,2 Millionen Ausländer. Das entspricht 12,1 Prozent der Bevölkerung und ist der größte Ausländeranteil in einem Flächenland. In Sachsen-Anhalt ist es mit 1,9 Prozent der geringste, etwa 44.000 von rund 2,25 Millionen Sachsen haben keinen deutschen Pass. Das heißt, in Baden-Württemberg gibt es fast 400.000 Ausländer mehr als AfD-Wähler, und in Sachsen-Anhalt kommen auf jeden Ausländer mehr als sechs AfD-Wähler. Wenn dann noch renommierte Politikwissenschaftler fordern, man müsse die Ängste und Sorgen dieser Wähler ernst nehmen, kann man eigentlich nur verständnislos den Kopf schütteln. Das darf man nicht. Man muss sehr, sehr viel Verständnis haben. Wer unter Verfolgungswahn leidet, braucht definitiv Hilfe.
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			Die Stilllegung öffentlicher Bauten und die Folgen

			Die öffentlichen Bauten, die sich in Gang befinden, wurden allgemein stillgelegt. Auf diese Weise hat die Regierung zunächst erreicht, dass die Ausgaben des Schatzamtes eingedämmt wurden, und im Januar ein besseres Ergebnis ausgewiesen werden konnte. Präsident Macri hat den Gouverneuren, die direkt durch dies betroffen und mit dem entstehenden sozialen Problem fertig werden müssen, in Aussicht gestellt, wieder Mittel bereitzustellen, sobald der Konflikt mit den Holdouts überwunden ist und der Zugang zum internationalen Kreditmarkt wieder hergestellt wird. Doch dabei muss er eine Auswahl treffen, da das Geld bestimmt nicht für alle Projekte ausreicht, die sich in Gang befinden. Die Gelegenheit sollte auch verwendet werden, um schlechte Projekte nicht weiterzuführen. Denn Auslandskredite sollten nur für Projekte eingesetzt werden, die eine direkte Wirkung auf das wirtschaftliche Wachstum haben, so dass die Kredite dann auch zurückgezahlt werden können. Die Regierung muss einmal Prioritäten festsetzen, und dann jedes Projekt gründlich prüfen.

			Mehrere tausend Arbeitnehmer der Kernkraftwerke Atucha I und II erhalten seit zwei Monaten nur den halben Lohn, nachdem das Schatzamt die Zuwendung von Mitteln drastisch gekürzt hat. Das Projekt des dritten Atomkraftwerkes wurde zunächt verschoben, wobei dabei 1.800 Arbeitsplätze verloren gehen, einschliesslich derjenigen der Zulieferanten. Die Gewerkschaft der Bauarbeiter (UOCRA) meldet für Ende März den Verlust von 1.200 Arbeitsplätzen, und die Unternehmen Vialco S.A. und Masoero u. Partner haben schon 600 Arbeiter entlassen.

			Die zwei grossen Wasserkraftwerke in Santa Cruz, benannt Jorge Ceperic (vormals Barrancosa) und Néstor Kirchner (Vormals Condor Cliff) stehen auch still, und es muss noch entschieden werden, ob sie weitergeführt werden. Die Regierung arbeitet an einem Projekt, um sie mit weniger Turbinen auszustatten, was die Projekte jedoch wirtschaftlich verschlechtert. Vernünftigerweise müssten sie beide aufgegeben werden, wobei das schon gezahlte Geld als verloren betrachtet werden muss, und wohl auch eine Entschädigung an die beteiligten Bauunternehmen gezahlt werden muss. All das ist unverhältnismässig billiger als die Weiterführung dieser sehr unwirtschaftlichen Projekte, die für die Staatsfinanzen eine hohe Dauerbelastung darstellen würden. 

			Beim Kraftwerk von Rio Turbio sind schon 700 Arbeitsplätze verloren gegangen, und letzte Woche kamen weitere 220 hinzu. Das Unternehmen Isolux, das am Kraftwerk tätig ist, teilte mit, dass die staatlichen Zahlungen ausgefallen seien. Bei diesem Kraftwerk, das CFK vor einigen Monaten schon eingeweiht hat, fehlt nur schätzungsweise 10%, um es fertigzustellen. Doch ausserdem gab die ehemalige Präsidentin hohe Investitionen im Kohlebergwerk bekannt, da das Kraftwerk 1,2 Mio Tonnen Kohle pro Jahr benötigt, das Bergwerk jedoch nur 200.000 Tonnen liefern kann. Auch diese Investitonen stehen still. Die Entscheidung ist hier sehr schwierig, weil das ganze Projekt keinen Sinn hat, und die Staatsfinanzen schwer belasten würde, weil dieser Strom sehr teuer wäre und stark subventioniert werden müsste. Das Kraftwerk müsste abmontiert und woanders wieder errichtet werden, und das Bergwerk muss verkleinert werden, da die Kohle keine Abnehmer hat und auch ein Verlustgeschäft ist, so dass die Kohlenförderung abnimmt und die Belegschaft schrittweise verringert wird, wie es unter Menem schon vollzogen wurde. Man soll prinzipiell dem schlechten Geld kein gutes nachwerfen. Dieses Prinzip sollte auch bei Rio Turbio und dem dort errichteten Kraftwerk angewendet werden.

			In Santa Cruz wurde ausserdem die schon vier Mal ausgeschriebene und vor einigen Monaten erneut von CFK angekündigte Wasserleitung aufgehoben, die vom See „Lago Buenos Aires“ (der in Chile weitergeht und dort „Lago Carrera“ heisst) in trockene Gegenden der Provinz führt und 160.000 Menschen mit Trinkwasser versorgen soll. Das Projekt war im Haushaltsgesetz für 2016 mit einem Betrag von $ 11,6 Mrd. aufgenommen worden. In der Vorwoche erfolgte die Ausschreibung, bei der es jedoch keine Interessenten gab. Nachdem es keine gesicherte Finanzierung gab, hat kein Bauunternehmer die Ausschreibung ernst genommen.

			Die Stilllegung öffentlicher Bauten hat schon laut Angaben der Gewerkschaft landesweit 30.000 Arbeitsplätze gekostet. In Santa Cruz haben die Unternehmen Austral Construcciones und Kank & Costilla, beide kontrolliert vom K-Unternehmer Lázaro Báez, im letzten Quartal schon 1.800 Arbeiter entlassen. Die Arbeitslosigkeit ist in Santa Cruz besonders stark gestiegen, wobei es für die Betroffenen keine Möglichkeit gibt, in der Provinz eine neue Beschäftigung zu erhalten. Sie müssen zunächst umziehen, und das macht den Fall noch komplizierter. Es fehlt ohnehin auf nationaler Ebene ein Beschäftigungsprogramm und eine Beschäftigungspolitik, und auch ein Sozialprogramm, um den Arbeitslosen zu helfen.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 14,86 gegen $ 15,62 am Mittwoch zuvor, und um 10,81% über Ende Dezember 2015. Der Rückgang hängt mit der Zustimmung der Deputiertenkammer zu den Massnahmen zusammen, die für die Regelung des Konfliktes mit den Holdouts notwendig sind. Die ZB Reserven betrugen $ 29,08 Mrd. gegen $ 28,11 Mrd. in der Vorwoche. Die Zunahme erfolgte wegen der Unterbringung von Bonds der Provinz Buenos Aires im Ausland, von denen ein Teil sofort in Pesos umgewandelt wurde. Die ZB konnte somit einen Teil dieser Dollar zu $ 14,50 kaufen. Der Rofex Terminkurs lag zum 31.03.16 bei $ 14,66, zum 30.06.16 bei $ 15,64, und zum 30.09.16 bei $ 16,69, zum 30.12 bei $ 17,68 und zum 24.2.17 bei $ 18,25. Der Terminkurs per Ende Dezember enthält einen Jahreszinssatz von 28,35%. Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 15,32 für den Ankauf gegen $ 15,72 in der Vorwoche. 

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch ein Minus von 5,48%. Er liegt dennoch um 7,42% über Ende 2015.

			***

			Par-Bonds in Pesos notierten mit 1,59% im Plus gegenüber Ende 2015. Discount-Bonds in Pesos liegen gegenüber Ende 2015 im Plus mit 1,72%. Boden 2024 gewannen 0,88% seit Jahresbeginn und Global 2017 Arg lagen mit 3,86% im Plus gegenüber Jahresende 2015. 

			***

			Gold wurde am Dienstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 316,44 (Vorwoche $ 340,54) und bei 24 Karat um $ 452,05 (Vorwoche $ 486,51) gehandelt.

			***

			Der Rhythmus der monetären Expansion hat wieder leicht zugenommen. Die Geldmenge, definiert als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 14.März 2016 um 27,10%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, um 28,49%.

			***

			Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 14. März 2016 um 27,51% auf $ 1,24 Bio, und die gesamten Kredite in Pesos um 34,78% auf $ 848,91 Mrd. Die Depositen in Dollar stiegen um 37,32% auf u$s 13,6 Mrd. und die Kredite in Dollar um 8,04% auf u$s 3,90 Mrd. Allein ein den letzten 30 Tagen nahmen die Dollarkredite um 13,48% zu. Die Pesokredite machen 70,16% der Depositen aus, während die Dollarkredite nur 28,65% der Depositen betragen, obwohl die Plichtreserven nur 20% ausmachen, so dass die Kredite theoretisch bis zu u$s 1,10 Mrd. betragen könnten. 

			***

			Die Gewerkschaft der Arbeiter der Speiseölindustrie hat bei den Unternehmerverbänden der Industrie eine Lohnerhöhung von 42,5% gefordert, mit einer Erhöhung des Mindestlohnes im April, von $ 14.300 auf $ 20.384. 

			***

			Der Arbeitsminister der Provinz Buenos Aires, Marcelo Villegas, erklärte, die Arbeitslosighkeit befindet sich in der Provinz in der Nähe von 12% der aktiven Bevölkerung. Dabei hat er diejenigen hinzugezählt, die in Sozialpläne eingeschlossen sind, bei denen sie zu einer (minimalen) Leistung verpflichtet sind. Im Wesen sind es Arbeitslose, die eine Arbeitlosenversicherung erhalten. Das Statistische Amt (INDEC) hatte die Arbeitlosigkeit in der Provinz mit 6,6% angegeben. Ausserdem sagte der Minister, die Schwarzarbeit liege in den städtischen Ballungszentren der Provinz nahe bei 40%, 

			*** 

			Das Produktionsministerium und die ZB haben beschlossen, die Frist für die Abrechung der aus Exporten stammenden Devisen zu verlängern. Für Exporteure, die 2015 weniger als $ 2 Mio. exportiert haben, beträgt die Frist jetzt 360 Tage, für Milchprodukte und Produkte regionalen Ursprungs (Obst, Wein, Oliven, Zucker, Tabak, Baumwolle u.a., insgesamt 650 Produkte) 180 Tage. Ausserdem wurde das Amt abgeschafft, das die einzelnen Anträge zur Erweiterung der Abrechnungsfrist bearbeitete und die entsprchenden Genehmigungen erteilte. Jetzt bestehen allgemeine Normen, was beiläufig eine Korruptionsquelle abschafft, wie sie bei Genehmigungen von Fall zu Fall besteht. Prinzipiell haben diese Fristen, auch die neuen, keinen Sinn, da der Exporteur die Devisen immer in Pesos umwandelt, um die Ware intern zu bezahlen. In Ausnahmefällen wird der Export mit einem Kredit vereint, um ihn möglich zu machen. 

			***

			Das Defizit der Finanzen des Nationalstaates betrug 2015 $ 291,66 Mrd., 73% über 2014, was 5,4% des BIP ausmacht, gab das Finanzministerium bekannt. Die laufenden Einnahmen (Ohne Zuschüsse der ZB und des ANSeS-Fonds) erreichten 2015 $ 1,19 Mrd., 31,6% über dem Vorjahr. Die primären Ausgaben (Ohne Zinsen auf die Staatsschuld) lagen mit $ 1.47 Mrd. um 34,5% über 2014. Dabei stiegen die Verwaltungsausgaben um 38,1% auf $ 268,55 Mio., die Ausgaben des Sozialsystems um 47,4% auf $ 535,70 Mrd., und die Überweisungen um 32,8% auf $ 401,79 Mio., während die Zuwendung für Staatsunternehmen um 12,7% auf $ 61,06 Mio. abnahmen. Die Kapitalausgaben stiegen um 22,6% auf $ 160,89 Mio. Bei der Berechnung des Defizites wurden jetzt die Zuschüsse der ZB und der ANSeS nicht mehr als laufende Einnahmen gebucht, sondern als Defizitfinanzierung. Die Macri-Regierung setzt auch hier ihr Prinzip durch, die Öffentlichkeit nicht durch falsche Statistiken (in diesem Fall eine falsche Buchung) zu täuschen. 

			***

			Im Januar lag das primäre Defizit der Staatsfinanzen bei $ 548 Mio. und das finanzielle Defizit, das auch Zinsen einschliesst, bei $ 2,20 Mrd., 81,6% weniger als im gleichen Vorjahresmonat, gab das Finanzministerium bekannt. Die Verringerung beruht an erster Stelle darauf, dass die laufenden Überweisungen nur um 7,1% auf $ 26,82 Mrd. zunahmen. Hier spielte die drastische Kürzung der Mittel für öffentliche Bauten eine entscheidende Rolle. 

			*** 

			Die Bank der Provinz Buenos Aires (BAPRO) hat ein System der Garantie für Mietverträge fúr Wohungen bekanntgegeben, das binnen 30 Tage eingeführt wird. Das System wird von einer Gesellschaft, benannt GISA (Garantía Inmobiliaria S.A.) verwaltet, und wurde vom Verband der Immobilienmakler der Provinz geschaffen. GISA wird den Mietern, die kein Problem mit dem Veraz-Register über säumige Schuldner haben, eine Garantie ausstellen, und den Wohnungseigentümern die Miete zahlen, wenn es der Mieter nicht tut. Dann geht GISA gegen die Mieter vor. Dies erleichtert die Vermietung von Wohnungen und schafft somit ein höheres Angebot, das auf die Mieten drückt, die in letzter Zeit sehr stark gestiegen sind. Dieses System führt voraussichtlich zu einem Verlust bei GISA, da viele Mieter, besonders in Rezessionszeiten, die Miete nicht pünktlich bezahlen können, wobei eine staatlich kontrollierte Gesellschaft wie GISA Rücksicht auf die sozialen Umstände nehmen muss und einen säumigen Mieter nicht auf die Strasse setzen kann. Letzlich müsste der Staat für das finanzielle Problem aufkommen, das sich hier stellt, was jedoch nicht entschieden wurde. 

			***

			Der Betriebsrat der Erdölfirma Tecpetrol, vom Techint-Konzern, hat einen Schnitt bei den Löhnen von 30% bis zum 1. August angenommen, als Gegenleistung dafür, dasss keine Entlassungen vorgenommen werden. Tecpetrol, das seine gesamte Erdölproduktion exportiert, ist sehr stark vom Zusammenbruch des Erdölpreises betroffen, und musste die Förderung in 700 Bohrungen in der Provinz Chubut zeitweilig einstellen.

			***

			Die diesjährige Ernte von Sojabohne wird von der Getreidebörse von Buenos Aires auf 58 bis 59 Mio. Tonnen geschätzt, gegen 60,1 Mio. Tonnen im Jahr 2015. Noch vor einigen Wochen war wegen der Hitze und den Überschwemmungen eine geringere Produktion vorgesehen. Dennoch waren die klimatischen Bedingungen, dank allgemein günstigen Regenfällen, im weitaus grössten Teil des Landes gut.

			***

			Die ZB erhielt bei ihrer Ausschreibung von Lebac-Wechseln vom letzten Dienstag Offerten für $ 49,12 Mrd., von denen sie $ 44,80 Mrd. angenommen hat. Da gleichzeitig bestehende Lebac für $ 49,93 Mrd. verfielen, ist der Bestand um $ 5,13 Mrd. gefallen, was laut ZB zu einer monetären Expansion von $ 7,13 Mrd. führte. Die ZB zahlte weiter für Lebac auf 35 Tage, die den allergrössten Teil ausmachen, 38%. Der Zinssatz blieb auch bei Fristen von 63 bis 98 Tage unverändert, während er bei längeren Fristen leicht erhöht wurde.

			***

			Richter Thomas Griesa gab am Dienstag ein Urteil bekannt, laut dem die finanziellen Mittel, die der argentinische Staat bereitstellt, um die Holdouts zu bezahlen, nicht beschlagnahmt werden können. Er werde jeden Versuch zurückweisen, die Zahlungen zu stören. Finanzsekretär Luis Caputo wies auf drei Folgen des Griesa-Entschlusses hin: 1. Argentinien werde dadurch gegenüber Gläubigern geschützt, die den Zahlungsvorschlag nicht angenommen haben; 2. Es stellt einen weiteren Anreiz dar, um das Angebot anzunehmen; 3. Es schafft ebenfalls einen Anreiz, um die neuen Bonds zu zeichnen, die die Regierung jetzt ausgeben wird. 

			***

			Der K-Unternehmer Cristóbal López kann wegen der Einbehaltung der Brennstoffsteuer für einen Betrag, der, mit Zinsen, um die $ 8 Mrd. ausmacht, zu bis zu 6 Jahren Haft verurteilt werden. Artikel 5 des Gesetzes 26.735 über steuerliches Strafrecht sieht vor, dass bei Einbehaltung von nationalen Steuern bei einem Betrag von über $ 40.000, diese Strafe verfügt wird, wenn der Betrag der Steuer nicht binnen 10 Tagen deponiert wird. Hier sei hervorgehoben, dass es sich nicht um einen Betrag handelt, der sich aus Steuern ergibt, die direkt auf den Steuerzahler entfallen (Gewinnsteuer, MwSt, interne Steuern u.a.), sondern um einen Betrag, den die Firma Oil, von Cristobal Lopez, beim Verkauf von Benzin und Dieselöl für Rechnung der AFIP kassiert hat, und dieser übertragen muss. C. López weist zwar darauf hin, dass er von der AFIP die Genehmigung erhalten habe, den Betrag, um den es hier geht, in Raten zu zahlen, so dass die Lage geregelt sei. Doch dabei sind Einbehaltungen von Steuern nicht eingeschlossen. Die Ratenzahlung kann gewährt werden, wenn der Steuerzahler wegen Liquditätsproblemen nicht zahlen kann. Aber bei einer einbehaltenen Steuer gilt diese Begründung nicht. Der damalige AFIP-Direktor Ricardo Echegaray, der der Firma Oil die Zahlung in Raten zugestanden hat, ist somit für ein schweres Verbrechen verantwortlich. Der Fall wird schon von verschiedenen Richtern behandelt, die zahlreiche Klagen entgegengenommen haben. Es klingt recht absurd, dass Echegaray nach dem Regierungswechsel zum Vorsitzenden des Kontrollamtes „Auditoría General de la Nación“ ernannt wurde, das vom Parlament abhängt und die öffentliche Verwaltung kontrollieren muss.

			***

			Ein weiteres Unternehmen von Cristobal Lopez, Aecsa, dass die Autobahn zwischen den Ortschaften Cañuelas und Ezeiza, Provinz Buenos Aires, in Konzession betreibt, weist Schulden gegenüber dem Staat von $ 250 Mio. aus, auch wegen einbehaltenen Steuern. Es handelt sich um einen Betrag, genannt RAE („Recursos de asignación específica“), den der Konzessionär beim Inkasso der Mautgebühr einnimmt, den er kurzfristig an das Strassenbauamt „Vialidad Nacional“ abführen muss, was in diesem Fall nicht geschehen ist. Aus diesem Grund hat das Amt schon beschlossen, die Konzession nicht bis 2031 zu verlängern, wie es Cristóbal López bentragt hatte.

			***

			Die Stiftung LED, geleitet von der ehemaligen UCR-Deputierten Silvana Giudici, über Begrenzungen der Meinungsfreiheit, hat in einer Studie berechnet, dass die Regierung von Cristina Kirchner im Jahr 2015 $ 25,71 Mrd. für Regierungsmitteilungen (zum grössten Teil reine Propaganda) aufgewendet hat, was $ 70 Mio. täglich darstellt. Diese Zahl schliesst die direkten Mitteilungen des Nationalstaates, das Programm „Fussball für alle“, und die Propaganda über Arsat, AFSCA, Radio Nacional, die Nachrichtenagentur Telam, INCAA, die Post, das digitale Fernsehen und Staatsunternehmen im allgemeinen ein. Die Mittel für Regierungspropaganda gingen vornehmlich an Medien, die die Regierung unterstützten, wobei andere, vornehmlich diejenigen, die eine kritische Haltung einnahmen, offen diskriminiert wurden. Die von Sergio Spolski und Matías Garfunkel gebildete Gruppe, die extrem pro-Kirchner war und sich jetzt in Auflösung befindet, erhielt allein vom Amt des Kabinettschefs im Jahr 2015 $ 128 Mio. Die Macri-Regierung hat die gesamte Regierungspropaganda zunächst abgeschafft, so dass die K-Medien nicht weiterbestehen können. Die Zeitung „Tiempo Argentino“, die Zeitschrift „Veintitrés“ u.a erscheinen nicht mehr, und andere werden in Kürze folgen. Frau Giudici gibt jetzt ihr Amt bei der LED-Stiftung auf, weil sie als Koordinatorin des nationalen Fernverbindungsamtes ENACOM ernannt wurde und das neue Gesetzesprojekt über Fernverbindungen ausarbeiten muss.

			** * 

			Nachdem die Regierung der Provinz Buenos Aires mit den provinziellen Staatsangestellten eine Gehaltszulage von 15% für das erste Halbjahr vereinbart hatte, mit der Verpflichtung, im Juli ereneut zu verhandeln, haben zwei Gewerkschaften (ATE und SOEME) Klage vor Gericht erhoben, weil sie mit der Zulage nicht einverstanden waren. Der zuständige Richter hat jetzt der Provinzregierung angeordnet, die Verhandlungsrunde nicht für abgeschlossen zu erklären.

			***

			Die Regierung der Stadt Buenos Aires hat bekanntgegeben, dass sie beabsichtigt, nach Abschluss der Zahlung an die Holdouts einen Bonds in Dollar für u$s 900 Mio. auszugeben, auf 7 bis 10 Jahre und zu einem Zinssatz zwischen 6% und 8%. Der Bonds soll britische Gerichtsbarkeit geniessen. Die Regierung der Provinz Buenos Aires hat vor einigen Tagen schon einen Bonds für u$s 1,25 Mrd. zu 9,37% ausgegeben. Die Stadt Buenos Aires hofft jedoch, nach der Regelung des Konfliktes mit den Holdouts einen niedrigeren Zinssatz zu erhalten.

			***

			Finanzminister Alfonso Prat Gay wurde zum Präsidenten der Andenköperschaft CAF, Corporacion Andina de Fomento) ernannt, mit Mandat bis Dezember 2017. Diese internationale Finanzanstalt verfügt für dieses Jahr über u$s 12 Mrd. für Kredite für Infrastrukturprojekte, von denen u$s 1,03 Mrd. für Argentinien bestimmt sind. 

			***

			Die Schweizer Regierung hat der argentinischen Justiz die geforderte Information über 4040 Konten bei der Schweizer Filiale der Bank HSBC verweigert, die Personen gehören, die in Argentinien wohnhaft und steuerpflichtig sind. Diese Information war von einem ehemaligen Beamten der Bank, Herve Falciani, gestohlen und den argentinischen Behörden übergeben worden. Die Schweizer Behörden wiesen darauf hin, dass die Forderung, die das zuständige Gericht für Steuerstrafsachen, geleitet von Richter Claudio Navas Rial, gestellt hat, kein solides Fundament habe. Es fehle bei jeder der angeklagten Personen, der Ort und die operative Art des Vollzugs der beanstandenten Depositen, und auch der Zusammenhang zwischen der Anklage und den Konten in der Schweiz. Obwohl das Bankgeheimnis in der Schweiz in seiner früheren Form aufgegeben wurde, erfordert die Schweiz eine eingehende Begründung der Forderungen von konkreten Daten.

			***

			In der Provinz Buenos Aires konnten im vergangenen Februar $ 11,8 Mrd. an eigenen Steuern eingenommen werden, 31,3% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, berichtet die zuständige Steuerbehörde ARBA. Der Erlös der Bruttoumsatzsteuer lag mit $ 8,15 Mrd. um 35, 6% über dem Vorjahr. Bei der KFZ-Steuer hat sich der Erlös mit $ 516,2 Mio. um 18,6% gebessert, und die Stempelsteuer brachte $ 781 Mio ein, 29,1% mehr als im Jahr 2015. Für den Zeitraum Januar-Februar 2016 liegen die Steuereinnahmen insgesamt bei $ 24,75 Mrd., um 29,8% mehr als im gleichen Vorjahreszeitraum. 

			***

			Wie das Aussenministerium bekanntgab, führt die Regierung  Gespräche mit den Mercosur-Partnern über die Möglichkeit durch, ein Freihandelsabkommen mit den USA auszuhandeln. Aussenministerin Susana Malcorra sagte dazu, es sei zu früh, um über konkrete Aspekte zu reden. Argentinien darf eine solche Entscheidung nicht im Alleingang beschliessen, da der Mercosur dafür zuständig ist. Ein Abkommen dieser Art, wie es vor einem Jahrzehnt die USA schon befürwortet haben, hat jedoch wenig Sinn; den einmal sind die USA nicht bereit, ihre Wirtschaft für landwirtschaftliche Güter zu öffnen und die Subventionen auf diese abzuschaffen, und dann sind weder Argentinien, noch Brasilien bereit, den Zugang von nordamerikanischen Industrieprodukten durch Senkung, bzw. Abschaffung der Zölle zu erleichtern.  Das Aussenministerium sollte sich hingegen mit den konkreten Problemen befassen, die bei Lieferungen in die USA bestehen. Einmal wird der Import von gekühltem oder gefrorenem Rindefleisch immer noch nicht zugelassen,  obwohl seit 15 Jahren kein Ausbruch von Maul- und Klauenseuche stattgefunden hat, und  die WHO die Importsperre der USA vor Jahren schon als unzulässig erklärt hat. Ebenfalls besteht ein Importverbot für Zitronen, das auch unbegründet ist, weil die Kankrose-Krankheit einiger Pflanzen in Argentinien sich nicht auf die Zitronen überträgt.  

			***

			Der Umsatz von Zubehörteilen für Kfz ist im vergangenen Jahr, in Dollar gemessen,  gegenüber 2014 um 11,1% zurückgegangen, berichtet das Berartungsbüro IES. Die Exporte seien der gleichen Quelle nach um 25,5% auf insgesamt u$s 1,67 Mrd. rückläufig gewesen. Die Importe gingen ebenfalls um 4% auf einen Gesamtwert von u$s 10,04 Mrd. zurück.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Der Warenaustausch zwischen Chile und den Mercosur-Ländern erreichte im Jahr 2015 u$s 12,94 Mrd., und damit 15% weniger als noch im Vorjahr. 67% der chilenischen Ausfuhren in diese Länder gingen nach Brasilien. Mercosur ist hinter China, die USA und die EU Chiles viertgrösster Handelspartner. 

			***

			Gerdau, der grösste Stahlfabrikant in Brasilien, schloss das Jahr 2015 mit einem Verlust von 4,6 Mrd. Real, was umgerechnet u$s 1,27 Mrd. darstellt. Der Umsatz ging um 6,5% zurück.

			***

			Kolumbien hat am Mittwoch Bonds auf 10 Jahre zu 3,875% jährlich für E 1,35 Mrd. auf dem internationalen Finanzmarkt untergebracht. Präsident Juan Manuel Santos erklärte, die Mittel würden für Investitionen eingesetzt. Die Offerten betrugen E 3,5 Mrd., wobei sich 215 Banken u.a. institutionelle Investoren aus 17 Ländern beteiligt haben.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Deutsch-Argentinische Industrie- und Handelskammer
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			v.l.n.r.: Bernhard Graf von Waldersee, Botschafter der Bundesrepublik Deutschland; Cornelia Schmidt Liermann, Abgeordnete; Thomas Rachel, Staatssekretär im Bundesministerium für Bildung und Forschung; Fernando Straface, Generalsekretär für Internationale Beziehungen bei der Stadtregierung von Buenos Aires; Ing. Enrique Genzone, CEO von Siemens und Vorsitzender der AHK Argentinien und Barbara Konner, Exekutiv Vizepräsidentin der AHK Argentina.

			Im Jahr ihres hundertsten Jubiläums, das im Juni stattfindet, lud die Deutsch-Argetinische Industrie- und Handelskammer am vergangenen 10. März zu einem Jahreseröffnungscocktail ein, dieses Mal in den Räumlichkeiten des Museums für Moderne Kunst. Mehr als 200 Gäste nahmen daran teil, darunter viele CEOs namhafter deutscher Niederlassungen, sowie Partnern der AHK: In seiner Rede wies der AHK Vorsitzende Enrique Genzone, darauf hin, dass in diesem Jahr eine Reihe von Veranstaltungen im Zusammenghang mit dem Jubiläumsmotto stattfinden werden. Das Motto der 500 Mitglieder zählenden Kammer lautet: „capacitAR“, also ausbilden. Darüber hinaus wird die Zusammenarbeit mit dem Wissenschaftsministerium intensiviert, mit dem Ziel, im kommenden September die Multimedia-Ausstellung „Tunnel der Wissenschaft“ nach Tecnópolis zu bringen. Der Staatssekretär im deutschen Bildungs- und Wissenschaftsministerium, Thomas Rachel, sprach sich für eine engere Zusammenarbeit aus, und wies darauf hin, dass die Bundesregierung von der neuen argentinischen Regierung begeistert sei. Auch der Botschafter der Bundesrepublik Deutschland Bernhard Graf von Waldersee wies darauf hin, dass die bilateralen Beziehungen bald ihr 160. Jubiläum begehen, und dankte der AHK für die hohe Qualität der Zusammenarbeit mit der Botschaft. Für die Vorsitzende der AHK, Barbara Konner, stellt die Verbindung zwischen solider Fundamente und Modernität das Symbol der Deutsch-Argentinischen Handelskammer dar.

			Mercedes-Benz

			Die argentinische Niederlassung des deutschen Autobauers mit dem Stern macht darauf aufmerksam, dass die neusten Modelle des zwei- und viertürers Stadtautos „Smart“ soeben angekommen sind. Die Version „forfour“ wird erstmalig in Argentinien vertrieben.

			Talsar

			Dieses lokale Unternehmen, das Thermotanks mit der Marke Señorial erzeugt, wurde für u$s 35 Mio. von der mexikanischen Firma Rotoplast übernommen, die schon in 20 Ländern anwesend ist. Der Markt von Thermotanks wird in Argentinien von den Firmen Orbis und SAIAR beherrscht; Talsar hat einen geringen Marktanteil. 

			Cervecería Quilmes

			Diese Brauerei hat ihre Exporte im Verlauf des vorigen Jahres um 31% gegenüber dem Vorjahr deutlich steigern können. So zum Beispiel nach Mexiko (+281%), nach Bolivien (+281%) aber auch in die Bundesrepublik Deutschland (+196%). Ausser Quilmes Cristal, wurden folgende Marken ausgeführt: Mixxtail, Quilmes Bock sowie Andes. Die Brauerei hat ebenfalls ihre Absicht bekannt gegeben, in kleinen Gesellschaften mit konsumbezogenen Projekten investieren zu wollen. Quilmes hat für diesen Zweck eine eigene Firma gegründet, genannt Eklos, um start-ups mit u$s 50.000 zu unterstützen, im Austausch für 7% der Aktien. Neue Kleinunternehmen haben bis zum 31. Mai Zeit, ihre Projekten bei der Brauerei vorzustellen.

			Liqui Moly

			Der deutsche Spezialist für Motorenöladditive, die den Verschleiss verringern, hat seinen Umsatz im vergangenen Jahr um 5% auf einen neuen Rekordwert gesteigert: E 441 Mio., ein Plus von E 20 Mio. zum Vorjahresergebnis. Dieses Wachstum gelang trotz problematischer Rahmenbedingungen in Schlüsselmärkten. 

			Cresta Roja

			Die in Konkurs geratene Firma Rasic, die Hühner mit der Marke Cresta Roja erzeugt und in Konkurs geraten ist, kommt nach und nach wieder in Gang. Das Unternehmen wird jetzt von der Firma Ovoprot, mit Partnern, betrieben. Am 18. April soll die Schlachtung von Hühnern wieder aufgenommen werden, zunächst mit 80.000 Hühnern pro Tag, dann ab Mai mit 180.000 und dann zunehmend, bis auf 400.000 Hühner, wie es vor dem Zusammenbruch war. Von den 5.000 Arbeitnehmern der Firma wurden schon 700 wieder aufgenommen. Diesen Arbeitern zahlt die Firma den Lohn, während bei den restlichen der Lohn mit den Mitteln eines staatlichen Treuhandfonds bezahlt wird. Die Erhaltung dieses bei der Hühnerproduktion führenden Unternehmens war eine politische Entscheidung der Regierung von Gouverneur Scioli, die die Gouverneurin Vidal bestätigt hat. Da die Regierung jedoch viel zu spät eingegriffen hat, ist ein grosser Schaden geschehen, der hätte vermieden werden können.

			Accenture 

			Diese global agierende Dienstleistungsfirma, die sich mit informatischem Software befasst und technologisch fortgeschrittene Programme ausarbeitet,  kündigte in Anwesenheit von Präsident Macri Investitionen in Technologie an, und schafft damit 600 neue Arbeitsplätze. Man strebe ein hochtechnologisiertes Ökosystem an, in einem neuen Gebäude von ca. 12.000 qm, an dem an die 4000 Mitarbeitern tätig sein werden, sagte der Direktor von Accenture für Südamerika Sergio Kaufmann.

			

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Ratlosigkeit gegenüber einer komplexen Inflationsproblematik

			Die Inflation bleibt hoch, und das bereitet der Regierung Sorge, weil dies dann als Ausgangspunkt bei den Lohnverhandlungen, die schon begonnen haben, genommen wird und Erhöhungen von über 30% verheisst, mit denen die Preis-Lohnspirale angetrieben wird, und das nimmt erfahrungsgemäss ein böses Ende. Präsident Macri ist sich über die Notwendigkeit voll bewusst, die Inflationsrate zu senken und eine „zivilisierte“ Inflation, also eine jährlich einstellige, in etwa zwei Jahren zu erreichen. Er spricht nicht von Stabilität, weil er weiss, dass sich diese kurzfristig nicht erreichen lässt, oder eben nur zum Preis einer phänomenalen Rezession, eine Alternative, die von vorneherein ausgeschlossen wird. 

			Die hohe Inflation führt bei einer Gesellschaft mit einer so langen und traumatischen Inflationserfahrung wie die argentinische zu einem allgemeinen Verhalten, das zu ihrer Beschleunigung beiträgt, ebenfalls zu Konflikten aller Art und einer Störung der Wirtschaft, die Wachstum und Lösung der sozialen Probleme behindert. Was Präsident Menem 1991 gelungen ist, lässt sich jetzt nicht wiederholen. 

			Damals ging er von der Hyperinflationswellle vom März 1990, mit ca. 200% Preiszunahme in einem Monat, ab April 1991 auf Stabilität über, wobei das Bruttoinlandsprodukt 1991 um 9%, und danach 1992 noch einmal so viel, zunahm. Die Preisstabilität verblieb bis 2001, aber das Wachstum hörte 1998 auf, wobei das BIP ab 1990 um ca. 60% zugenommen hatte und auch ein bedeutender qualitativer Fortschritt eintrat, dessen auffallendeste Erscheinung die Telefonie ist. Die Stabilität wurde nicht nur durch die Konvertibilität, also den festen Wechselkurs von eins zu eins ohne Devisenbewirtschaftung erreicht, sondern vornehmlich durch die umfassenden Privatisierungen, die zu einem phänomenalen Effizienzsprung führten und hohe Auslandsinvestitionen anzogen, was auch eine grosse Breitenwirkung hatte. Ebenfalls wirkte sich die Deregulierung und ganz besonders die grundsätzliche Änderung der Arbeitspolitik aus, mit einer faktischen Entmachtung der Gewerkschaften, die weder die rund 200.000 Entlassungen bei Staatsunternehmen, noch viele faktische Änderungen der Arbeitsbedingungen bei privaten Unternehmen verhindern konnten, durch die mit mehr Flexibilität eine bedeutende Zunahme der Produktivität erreicht wurde. All das war einmalig und lässt sich jetzt nicht wiederholen. Es bedurfte eines tiefen Schocks der Gesellschaft, und vor allem der Politiker, wie ihn die zwei Hyperinflationswellen von März 1989 und 1990 verursachten, um die Menem-Revolution möglich zu machen. Jetzt liegen die politischen und wirtschaftlichen Umstände ganz anders, und man muss sich die Inflationsproblematik von Grund auf neu überlegen. 

			Für Februar ergibt der Index, den eine Gruppe von Deputierten auf der Grundlage des Durchschnitts der Zunahme der Konsumentenpreise ermittelt, die prívate Ökonomen berechnen, 4,8%, nachdem das Statistische Amt der Stadt Buenos Aires auf 4% gelangt war. Das ergibt für 12 Monate zum Februar eine Zunahme von 33,9%, und für das erste Bimester eine von 8,6%, was hochgerechnet auf 12 Monate 64% ausmacht. Von da bis zur Hyperinflation ist der Schritt sehr klein, und das weiss die Gesellschaft intuitiv. Auch wenn man berücksichtigt, dass von der Preiszunahme des Monats Februar 1,3 Prozentpunkte auf die Erhöhung der Stromtarife entfallen, verbleibt noch eine Zunahme von 3,5%, die auch untragbar hoch ist. 

			Dennoch tauchen auch positive Zeichen auf. Der Ökonom Martín Tetaz stellt in der Zeitung „El Cronista“ (11.3.16) die These auf, dass die Inflation gegenwärtig zurückgeht. Er sagt z.B, dass der Index, den die Stadt Buenos Aires berechnet, von 3,9% im Dezember auf 4,15% im Januar gestiegen ist, was jedoch auf saisonalen Zunahmen beruht. Man müsse jedoch die sogenannte „core Inflation“ (Kerninflation) berücksichtigen, die in der Stadt von 4,5% im Dezember auf 4,1% im Januar zurückgegangen ist. Tetaz weist darauf hin, dass die privaten Consulting-Firmen diese Tendenz bestätigt haben, die im Februar weiter andauert. 

			Es wäre auf alle Fälle wichtig, einen Index ohne saisonale und ausserordentliche Einflüsse zu ermitteln, um das Thema zu entdramatisieren. Beiläufig sei hier erwähnt, dass in den USA, als vor Jahren der Erdölpreis in die Höhe sprang, und mit ihm die elektrische Energie, ein Index ohne Energie aufgestellt wurde, der dann allgemein verwendet wurde. Es muss eben verhindert werden, dass die Indexierung, die zum Teil formell besteht und in Verträgen aufgenommen wird (auch wenn sie in Argentinien gesetzlich verboten ist), aber sonst faktisch angewendet wird, zu einer Überindexierung führt und die Inflation antreibt. Die Indexierung muss auf alle Fälle passiv sein, und die echte Inflation begleiten, aber nicht ausserordentliche Umstände aufnehmen.

			Die Abwertung, die bis jetzt ca. 60% ausmacht, plus die Abschaffung, bzw. Senkung der Exportzölle hat die relativen Preise zu Gunsten der Exportprodukte verändert, und das musste eine allgemeine Wirkung auf die Preise haben. Im Endeffekt führt dies zu einer Verringerung des Realkeinkommens derjenigen, die nicht von den höheren Preisen der Exportprodukte profitieren, wobei an erster Stelle der Reallohn zurückgeht. Und das ist das Grundproblem, um das es jetzt geht: wenn man den Reallohn von vor der Abwertung wieder herstellen will, dann bedeutet das, dass der reale Wechselkurs gegenüber der Inflation wieder zurückbleibt, und der Zustand wieder hergestellt wird, der vor dem 10. Dezember bestand. Das war jedoch kein Gleichgewichtszustand. Was Gewerkschaftler und auch viele Wirtschaftler befürworten, nämlich dass der Reallohn als festes Datum genommen wird, und sich die anderen Daten diesem Datum anpassen, funktioniert nicht. Das Gleichgewicht der Wirtschaft, also ein Zustand, bei dem die Wirtschaft sich normal entwickeln und wachsen kann, besteht in Argentinien bei höheren Exporten, als sie gegenwärtig bestehen, Staatsfinanzen mit einem niedrigen Defizit, geringer Inflation und Vollbeschäftigung. Aus dieser Gleichung ergibt sich dann ein Reallohn, den die Wirtschaft verkraften kann. Doch das sagt niemand (ausser uns), also kein einziger Wirtschaftler, auch die Regierungssprecher nicht. Das Lohnthema ist tabu, und das schwächt die Regierung bei ihrer Inflationsbekämpfung.

			Die Inflation ist an erster Stelle ein monetäres Phänomen, aber sie ist besonders in Argentinien viel mehr als das. Dass eine hohe monetäre Expansion zusätzliche Nachfrage schafft, die dann die Preise in die Höhe treibt, ist eine Selbstverständlichkeit. Das erklärt, dass die Unternehmen die Preise erhöhen können, ohne dabei an Umsatz einzubüssen, oder eben nur weniger als es ohne diesen Umstand sein würde. Die Regierung betreibt jetzt eine bewusste Politik der Eindämmung der Emission über eine gigantische Ausgabe von Lebac-Wechseln der ZB zu sehr hohen Zinsen. Doch diese Strategie, die den Bankkredit verringert und rezessiv wirkt, lässt sich nicht unbeschränkt weiterführen. Das Grundproblem ist das hohe Defizit der Staatsfinanzen. Das wissen alle Wirtschaftler, besonders die der Regierung. Dennoch wird zu wenig auf diesem Gebiet getan, wobei auch Entscheidungen getroffen werden, die das Defizit erhöhen. Die Opposition fordert Änderungen bei der Gewinnsteuer, und die Provinzen fordern auch mehr Zuschüsse vom Nationalstaat. Insgesamt stellt dies laut einer Berechnung des ehemaligen Wirtschaftsministers José Luis Machinea 3% des BIP dar. Die Priorität der Defizitsenkung ist offensichtlich nur wenigen bewusst. 

			Doch bei der Problematik der Geldemission ergibt sich gegenwärtig eine eigenartige Lage. Abgesehen von Rindfleisch, wo das Angebot wegen Aufstockung leicht gefallen ist, besteht bei sämlichen wichtigen Lebensmitteln die unmittelbare Möglichkeit, mehr zu liefern. Das bezieht sich auf Milch (wo ein bedeutender Überschuss besteht), Milchprodukte, Brot, Teigwaren, Speiseöl, Obst und Gemüse und viele andere Produkte. Die oft geäusserte These, dass es ein Angebotsproblem gibt, dessen Überwindung hohe Investitionen fordert, stimmt einfach nicht. Es gibt weit und breit bei Gütern des Massenkonsums nicht genutzte Kapazitäten, die ohne oder mit minimalen Zusatzinvestitionen per sofort eingesetzt werden können. 

			Es erscheint daher paradox, dass die zusätzliche Geldmenge nicht zu einer Erhöhung der Mengenumsätze führt, sondern sich direkt auf die Preise auswirkt. Dies umso mehr, als bei den wichtigsten Lebensmitteln starke Konkurrenz besteht. Die These der Konzentration des Angebotes und von Unternehmen oder Unternehmensgruppen, die Preise bilden, die die Kirchner-Regierung aufgestellt hat, und die Macri Regierung in milderer Form übernommen hat, stimmt einfach nicht. 

			Bei Rindfleisch gibt es um die 300.000 Rinderzüchter, über 200 Schlachthöfe, noch viel mehr Grossisten („matarifes“) und landesweit tausende Metzgereien u.a. Verkaufsstellen. Bei Milch gibt es hunderte von Milchbauern, aber es besteht bei der Industrie eine Konzentration auf zwei grosse Firmen (Mastellone und Sancor), die jedoch unter sich und mit kleineren Firmen konkurrieren, die auch im Supermarkt die Milch viel billiger liefern, wobei auch die Supermärkte unter sich konkurrieren und Milch mit ihrer Marke billiger anbieten.

			Warum viele Konsumenten dennoch weiter die teurere Milch kaufen, die gleich daneben angeboten wird, ist schwer zu erklären. Die Konsumenten sollten sich eben weniger durch die Markenpropaganda beinflussen lassen. Bei Brot und Teigwaren, Speiseöl und noch mehr bei Obst und Gemüse besteht ein vielfältiges Angebot. Und beim Einzelhandel ist die Konkurrenz noch schärfer. Einmal konkurrieren im Supermarkt die verschiedenen Marken unter sich, dann konkurrieren die einzelnen Supermarktketten untereinander, besonders mit den kleineren Selbstbedienungsläden, die sie auch betreiben. Aber die Supermärkte konkurrieren ebenfalls mit den Gemüse- und Obsthändlern, den Metzgern, den Bäckereien u.a. Einzelhandelsgeschäften. Dann kommen noch die Märkte hinzu, die auf Lastwagen montiert sind und jeden Tag in der Woche woanders in der Stadt Buenos Aires tätig sind. Und schliesslich besteht noch die Möglichkeit, sich beim Zentralmarkt zu versogen, der an der Ausfahrtstrasse nach Ezeiza liegt und viel billiger ist.

			Die Preise der wichtigsten Konsumgüter sind sehr differenziert, und dies wird noch durch die eigenartige Preispolitik der Supermärkte betont, ständig Rabatte für bestimmte Bevölkerungsgruppen oder bestimmte Produkte, und auch Mengenrabatte zu erteilen. Wer sich die Mühe nimmt, Preise zu beobachten und sich bei seinem Einkauf danach richtet, kauft gewiss billiger. Wie weit dies bei der Ermittlung des Indices der Konsumentenpreise berücksichtigt wird, sei dahingestellt. Auf Falle Fälle erschwert dies die Berechnung und lässt Zweifel über die Richtigkeit der Indices aufkommen, die bekannt werden. 

			Das Statistische Amt (INDEC) gibt vorläufig keinen Index der Konsumentenpreise bekannt. Nach der absichtlichen Fälschung des Indices, die ab Anfang 2007 auf Anweisung von Handelssekretär Guillermo Moreno stattfand, und der halbherzigen Korrektur, die Anfang 2012 einsetzte, muss man jetzt von neuem beginnen. Jorge Todesca, der von Macri ernannte Direktor des INDEC, der voher als Wirtschafter auch einen Index ausarbeitete und somit die Problematik kennt, steht vor einem grossen Problem und nimmt sich seine Zeit, um es zu lösen. Wir raten auf alle Fälle, zwei Indices aufzustellen, nämlich einen reinen Preisindex, mit einem gleichbleibenden Warenkorb, und dann einen Index der Konsumentenpreise, bei dem sich der Warenkorb im Verhältnis zu den Preisveränderungen verändert. Dieses Problem wurde weltweit schon von Ökonomen behandelt, die zum gleichen Schluss gelangt sind. Wenn ein Produkt mehr steigt als andere, wird es weniger konsumiert, was beiläufig zu einem höheren Konsum bei anderen führt, die relativ billiger sind. Letzte Woche gab der Vertreter der chinesischen Supermärkte (die meistens von Koreanern betrieben werden) bekannt, dass der Verkauf von Rindfleisch stark abgenommen habe, dafür aber der von Teigwaren stark gestiegen sei. Der Konsumentenindex wird stets eine niedrigere Zunahme aufweisen als der reine Preisindex, und das würde auch ein Argument für Mässigung bei den Lohnverhandlungen darstellen. 

			Die Regierung muss das Inflationsproblem von allen Seiten anpacken, und sich dabei auch bemühen, die Gesellschaft zu überzeugen, dass die Inflation abnehmen wird. Der Hinweis auf die ausserordentlichen einmaligen Umstände und auf die Kerninflation, die Betonung der Möglichkeiten, die der Konsument hat, um sich billiger zu versorgen, und schliesslich eine harte Haltung bei den Lohnverhandlungen, auf die die Regierung stets einen massgeblichen Einfluss hat, sind dabei unerlässlich. Was diese Verhandlungen betrifft, so sollte auch die Beschäftigungsproblematik in die Diskussion eingefügt werden. Viele Gewerkschafter haben schon gemerkt, dass die Erhaltung der Beschäftigung und die Schaffung neuer Arbeitsplätze wichtiger als die Lohnerhöhung ist, und das muss politisch genutzt werden. Abgesehen davon hat Vollbeschäftigung als Ziel ohnehin Priorität vor der Lohnhöhe. All dies, was wir hier aufgeführt haben, scheint Prtäsident Macri und seinen Mitarbeitern nicht bewusst zu sein. Man hat eher den Eindruck, dass sie nicht wissen, wie sie mit der Inflation fertig werden sollen.
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			Landwirtschaft im Aufschwung

			Die landwirtschaftliche Ausstellung Expoagro, die seit zehn Jahren auf einem ausgedehnten Gelände an der Überlandstrasse 9, zwischen San Nicolás und Ramallo, stattfindet, war dieses Jahr ein besonders grosser Erfolg. Es war das erste Mal, dass ein Präsident anwesend war und die Ausstellung sogar einweihte, wobei Maurico Macri in Begleitung der Gouverneurin María Eugenia Vidal und des Landwirtschaftsministers Ricardo Buryaile erschien. Macri hat die Bedeutung der Landwirtschaft für die argentinische Wirtschaft voll erkannt und klare Signale in diesem Sinn gegeben. Ausserdem hat sich die Regierung zum ersten Mal direkt an der Ausstellung beteiligt, einmal über einen Stand benannt MinAgro, dann über das technologische Institut INTA, und auch über das Sanitätsamt Senasa. 

			Die Ausstellung zog eine Rekordzahl von über 130.000 Besuchern an, und die ausstellenden Unternehmen, vor allem von Maschinen und Geräten für die Landwirtschaft, erreichten einen Rekordumsatz von $ 8 Mrd. Die Banco Nación hat dies auch durch weiche Kredite in hohem Umfang gefördert. Auch die Bank der Provinz Buenos Aires hat in diesem Sinn gehandelt.

			Das hohe und vielfältige Angebot von Maschinen und Geräten für die Landwirtschaft, die jedes Jahr mit weiteren technologischen Fortschritten aufwarten, und dabei wesentlich zur explosiven Entwicklung des Ackerbaus beigetragen haben, ist wahrlich auffallend. Der grösste Teil wird in Argentinien erzeugt, auch wenn oft mit einem relativ hohen Anteil importierter Teile. Argentinien hatte schon im 19. Jahrhundert eine bedeutende Landmaschinenindustrie, wobei damals auch Saatmaschinen nach den USA exportiert wurden. Dieses Industrie ist ein Nebenprodukt des landwirtschaftlichen Aufschwungs und trägt auch entscheidend zur Kostensenkung und Erhöhung der Produktion bei. Es besteht eine Wechselwirkung. 

			Regierung und Landwirte rechnen für 2016/17 mit einer um etwa 20 Mio. t höheren Ernte. Von den 108 Mio. Tonnen Getreide und Ölsaat, die dieses Jahr erwartet werden, 5 Mio. t weniger als der Rekord von 2014, wird ein Sprung auf 130 Mio. t erhofft. Wenn wir einen durchschnittlichen internationalen Preis von u$s 250 pro Tonne ansetzen, so bedeuten 20 Mio. t u$s 5 Mrd., und das ist für die argentinische Wirtschaft sehr viel. 

			Die Landwirte reagieren einmal auf den hoheren Preis, den sie dank Abwertung, Abschaffung oder Verringerung der Exportzölle und Abschaffung der Kontingentierung der Exporte von Rindfleisch, Weizen und Mais erhalten. Aber ausserdem setzt sich der technologische Fortschritt weiter fort. Nach der Einführung der direkten Aussaat, der genetisch veränderten Samen, der gezielten Düngung, mit Bodeanalysen, der Verwendung neuer Unkraut- und Insektenvertilgungsmitteln, und einer allgemeinen Verbesserung des Anbaus der einzelnen Arten, kommt das sogenannte „fine tuning“, also die Kleinarbeit, bei der alles schrittweise optimiert wird. Ausserdem machen die neuen Rahmenbedigungen den Anbau von Getreide und Ölstaat auch in Gegenden möglich, wo vorher die Rechnung nicht aufging. Die argentinische Landwirtschaft ist zu einer hochtechnologischen Tätigkeit aufgestiegen, wobei auch eine neue Generation von landwirtschaftlichen Unternehmern aufgetreten ist. Bei diesen ist der Anteil an Akademikern höher als in den USA. 

			Bei der Ausstellung Expoagro wurde auch das System des Verkaufs von Rindern über Internet und Bildschirm von Rosgan vorgestellt, das seit einigen Jahren schon effektiv funktioniert, aber nicht weit verbreitet ist. Es wurde klar dargestellt, wie die Tiere im Bildschirm gefilmt werden, wie die Kontrollen funktionieren und wie die Geschäfte getätigt werden. Dabei sind die Kosten unverhältnismässig geringer als beim traditionllen System der Viehmärkte mit Auktionen. Denn in diesem Fall müssen die Rinder zum Markt und dann von dort zum Schlachthof transportiert werden, statt direkt vom Landwirt zu diesem, wie beim informatischen System, bei dem somit die Transportkosten entfallen, so wie auch die Gebühren der Märkte und der Gewichtsverlust, den die Tiere erleiden. Beiläufig sollte dann der Rindermarkt von Liniers, in der Bundeshauptstadt, aufgegeben werden, wo er eine grosse Störung für die Entwicklung der Stadt darstellt. Es ist wirklich auffallend, dass die meisten Viehzüchter noch nicht zum modernen Verkaufssystem übergegangen sind, bei dem sie bis zu 5% des Wertes der Rinder sparen. 

			Während die Kirchners der Landwirtschaft eine zweitrangige Bedeutung erteilten, und die Auffassung vertraten, dass das wirtschaftliche Wachstum im Wesen auf der Industrie beruhe, darunter auch die absurden Montagewerke in Feuerland, hat Macri verstanden, dass die Landwirtschaft, die noch ein grosses nicht genutztes Potential hat, wesentlich für die gesamte Wirtschaft ist, auch für die Industrie. Auch das ist ein entscheidender Wandel, der mit dem Regierungswechsel stattgefunden hat.

		

	